
 
 

Beschluss der Ratsleitung vom 26. Januar 2016 

 
  
 KR.Nr. A 173/2015 

Auftrag Edgar Kupper (CVP, Laupersdorf): Reduktion Redezeit bei Interpellationen;  

Stellungnahme der Ratsleitung 

  

1. Vorstosstext 

Die Ratsleitung wird beauftragt, das Geschäftsreglement des Kantonsrates dahingehend anzupassen, 
dass die Redezeit bei Interpellationen auf vier Minuten pro Einzelvotum und auf sieben Minuten für 
das Votum des Fraktionssprechers beschränkt wird. 

2. Begründung 

Interpellationen beanspruchen in der Diskussion in der Ratsdebatte häufig viel Zeit. Oft werden ne-
ben dem eigentlichen Thema der Interpellation parteipolitische "interpellationsfremde" Standpunk-
te verpackt, welche die Ratsdebatte so unnötig verlängern. Das führt unter anderem dazu, dass die 
Traktandenliste nur schwerlich abgearbeitet werden kann, politische Vorstösse über Monate nicht 
behandelt werden und teilweise auch die Attraktivität der politischen Debatte und des Ratsbetriebes 
leidet. Zudem schlagen lange Debatten zu Interpellationen auch finanziell zu Buche; die Kosten eines 
Sessionshalbtages belaufen sich auf rund 20‘000 Franken und in Zeiten des Sparens sollte auch dies 
mit knackigen und kurzen Voten und einem effizienten Ratsbetrieb berücksichtigt werden. Die Re-
dezeitbeschränkung von fünf auf neu vier Minuten für Einzelsprecher und von zehn auf sieben Mi-
nuten für Fraktions- und Regierungssprecher würde diesen Gedanken entgegenkommen, ohne die 
quantitativen Aussagen der verschiedenen Votanten allzu stark einzuschränken. Wünschenswert wä-
re natürlich auch, dass die Votanten keine Zusammenfassung des Inhaltes wiedergeben und die Spre-
cher nur erwähnen, was nicht bereits von Vorsprechern ausgeführt wurde, analog der Debatten im 
Ständerat. Wünschenswert wäre ebenfalls, dass die Interpellation den Umfang einer A4 Seite, in 
Normalschriftgrösse verfasst, nicht übersteigt. Den ersten Gedanken, bei Interpellationen nur noch 
einen Sprecher pro Fraktion zuzulassen, habe ich fallengelassen, damit die Redefreiheit jedes einzel-
nen Mitgliedes des Kantonsrates bei Interpellationen auch weiterhin gewährleistet bleibt. Mit dieser 
massvollen Einschränkung der Redezeit bei Interpellationen wird der Ratsbetrieb effizienter und at-
traktiver. In der Kürze liegt die Würze. 

3. Stellungnahme der Ratsleitung 

Gemäss § 10 des Kantonsratsgesetzes behandelt die Ratsleitung Vorstösse, die den Rat in eigener Sa-
che betreffen.  

Der allein massgebliche Auftragstext verlangt die Reduktion der Redezeiten bei Interpellationen. Die 
Begründung zum Vorstoss enthält indessen einige Elemente, die nicht Gegenstand des Vorstosstextes 
sind und zu denen wir uns deshalb nur summarisch äussern. Wir teilen die Auffassung des Auftrag-
gebers, dass es wünschenswert wäre, wenn sich die Voten in der Debatte nur auf den Gegenstand 
der Interpellation beschränken würden. Es ist aber anzuerkennen, dass gelegentlich auch Zusam-
menhänge aufgezeigt werden müssen und es kaum möglich sein dürfte, eine allgemeingültige abs-
trakte Regel zu dieser Thematik zu formulieren. Ebenfalls würden wir es begrüssen, wenn im Sinne 
des Auftraggebers der Umfang der Vorstösse auf eine A4-Seite beschränkt würde. Es gab in den 
Neunziger-Jahren eine formlose Übereinkunft zwischen Ratsleitung und Regierungsrat, wonach so-
wohl der Vorstoss als auch die Stellungnahme des Regierungsrats nicht mehr als eine A4-Seite umfas-
sen sollten. In der Praxis liess sich diese Beschränkung aber weder auf der einen noch auf der anderen 
Seite durchsetzen. 

Es gibt keine Statistik über die Redezeiten im Kantonsrat. Aufgrund der Aufzeichnungen für das Pro-
tokoll lässt sich aber im Nachhinein feststellen, wie lange die einzelnen Voten gedauert haben. Eine 
Auswertung der Parlamentsdienste über die in den sieben Sessionen bzw. 18 Sitzungen des Jahres 
2015 im Kantonsrat behandelten Interpellationen ergibt folgende Zahlen: 
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• Behandelte Interpellationen: 50. 

• Gesamte Redezeit über alle 50 Interpellationen: 1088 Minuten 20 Sekunden; durchschnittliche 
Dauer pro Interpellation: 21 Minuten 47 Sekunden (inkl. Schlusserklärungen). 

• Anzahl Fraktions- und Regierungsvoten (aktuelle Redezeit max. 10 Minuten): 264; durchschnittli-
che Dauer pro Votum: 3 Minuten 28 Sekunden. Anzahl Voten von mehr als 7 Minuten Länge: 11. 

• Anzahl Einzelvoten (aktuelle Redezeit max. 5 Minuten): 59; durchschnittliche Dauer pro Votum: 
2 Minuten 23 Sekunden. Anzahl Voten von mehr als 4 Minuten Länge: 7. 

• Anzahl Schlusserklärungen (aktuelle Redezeit max. 2 Minuten): 27; durchschnittliche Dauer pro 
Votum: 1 Minute 7 Sekunden. Keine Verkürzung der Redezeit im Auftrag verlangt. 

Die Auswertung zeigt, dass die vom Auftraggeber verlangte Reduktion der maximalen Redezeit von 
10 auf 7 bzw. von 5 auf 4 Minuten nicht zu einer spürbaren Entlastung des Ratsbetriebs führen wür-
de, zumal auch damit gerechnet werden müsste, dass ein Teil der eingesparten Zeit vom Präsidenten 
für Ermahnungen, die Redezeit nicht zu überschreiten, wieder aufgebraucht würde. Hätten die ver-
kürzten Redezeiten im Jahr 2015 gegolten, hätten in den sieben Sessionen bzw. 18 Sitzungen  insge-
samt nur 18 der total 323 (ohne Schlusserklärungen, die vom Auftrag nicht erfasst sind) abgegebenen 
Voten gekürzt werden müssen. Pro Sitzung wären eingespart worden: 

• 27. Januar: 1'36; 28. Januar: 8'57. 
• 10. März: 0'05; 11. März: 5'49; 18. März: 2'11. 

• 5. Mai: 0; 6. Mai: 0; 13. Mai: 1'29. 

• 23. Juni: 0; 24. Juni: 0. 

• 1. September: 1'13; 2. September: 0. 

• 3. November: 3'11; 4. November: 0; 11. November: 1'05. 

• 8. Dezember: 0; 9. Dezember: 0; 16. Dezember: 0'14. 

Über alle sieben Sessionen bzw. 18 Sitzungen hinweg wären zwar 25 Minuten 50 Sekunden einge-
spart worden. Die Einsparung fällt aber über das ganze Jahr verteilt an und kann somit nicht für die 
Behandlung eines oder gar mehrerer weiterer Geschäfte genutzt werden. Bei dieser Sachlage erach-
ten wir es nicht als zweckmässig, eine neue Kategorie von Redezeiten einzuführen, die kaum etwas 
bringen, dafür aber die Übersichtlichkeit der Vorschriften beeinträchtigen und die bisher einheitliche 
Handhabung über alle Geschäftsarten hinweg durchbrechen würde. Ausserdem sind wir grundsätz-
lich der Auffassung, dass die Möglichkeit, im Plenum über Interpellationen zu diskutieren, nicht be-
schnitten werden darf. Im Gegensatz zu Sachgeschäften oder Aufträgen werden Interpellationen 
nicht in den Kommissionen vorberaten, weshalb die Debatte im Kantonsrat die einzige Möglichkeit 
darstellt, unter politischen Gesichtspunkten und kontrovers darüber zu diskutieren. Die Interpellation 
soll als parlamentarisches Instrument nicht eingeschränkt werden, sie nähert sich sonst zu sehr der 
Kleinen Anfrage an. Wir sehen deshalb zurzeit keine Notwendigkeit, die Art und Weise der Behand-
lung von Interpellationen zu verändern. 

4. Antrag der Ratsleitung 

Nichterheblicherklärung. 

 

 
Fritz Brechbühl 
Ratssekretär 
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Traktandenliste Kantonsrat 


